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Nicht ganz unerwartet, 
herzensguten, allseits beliebten 


Eine ''neue!' Zeitung ist da! 

Die zwei eigenwilligen Blätter, 

die EINBLICKE, von denen es bisher 4 Ausgaben gab, 
die ihren Schwerpunkt auf die inhaltliche Diskussi- 
on antifaschistischer Arbeit gelegt hatten und bis- 
her in hoher Auflage kostenlos stadtweit verteilt 
worden sind, 

und das NESTBESCHMUTZ, das bisher in 7 Ausgaben er- 
schien und über Aktivitäten und Strukturen von Fa- 
schisten in Südniedersachsen und über antifaschist- 
ische Aktionen im allgemeinen berichtete und für 50 
Pfennig verkauft wurde, 

sind endlich auf vielfachen Wunsch übereingekommen, 
die beiden Zeitungen zusammenzulegen. 


Die Redakteurinnen hatten für diese Vorgehensweise 


für alle einsichtig wurden die 


BINBLICKE 


Antifaschistisches Faltblatt 


nach 4 schweren Ausgaben zu den Akten gelegt. 


in Liebe verbleibt die 
Ex- Redaktion 


ee 


geben zu können; 


dieser verkackten und 


viele, gute Gründe..., denn eine Zeitung ist immer 
besser zu finanzieren als zwei. 

Das ''neue!' NESTBESCHMUTZ wird ab jetzt von den zwei 
(alten) Redaktionen gemeinsam getragen. 

Wir haben uns geeinigt, die Zeitung kostenlos zu 
verteilen, weil eine breite Gegenöffentlichkeit zum 
hiesigen Monopol-Käseblatt GT - dessen Lügen nicht 
Seringer geworden sind - einfach notwendig ist. 
Deshalb sind wir dringend auf Spenden angewiesen. 
Zusätzlich haben wir uns überlegt, Förderabos für 
Menschen einzurichten, die neben ihrem Interesse an 
antifaschistischer Arbeit und an einer kontinuier- 
lichen Zeitung auch noch genug Geld zur Unterstütz- 
ung haben (wenn 1000 Menschen einen Monat im Jahr 
das GT nicht kaufen und uns die Kohle geben,ist die, 
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Kurze Einleitung zum langen Text 


Wer aufmerksam Tageszeitung liest wird mit Schlagzeilen wie 
"Rechtsextreme greifen Asylantenheim an","Stopp der Asylanten- 
flut", "Lafontaine fordert, Scheinflüchtlingen die Grenzen zu 
zeigen" und "BGS kontrolliert in Lagos" und’ vieles mehr konfron- 
tiert. In der herrschenden Presse ist das Thema "Ausländergesetz- 
gebung"a]lemal. 

Und jetzt schreiben wir auch noch darüber. 

Die rassistische und sexistische "Ausländergesetzgebung" bedarf 
unserer Meinung nach einer viel hintergründigeren und langfri- 
stigeren Auseinandersetzung als das die bekannten Medien fabri- 
zieren. Nur wer Geschichte und Hintergründe versucht zu ver- 
stehen, wird sich von der kalkulierten Angstmache der Lügenpresse 
nicht beeinflußen lassen und nicht immer nur Schuld und Macht 
anderen, "fremden Mächten", geben. Wie sehr wir selbst rassisti- 
sche und sexistische Verhaltensweisen innehaben, merken wir da- 
durch, daß wir unsere eigene Rolle selten so in Frage stellen, 
wie das notwendig wäre, um wirklich unserem Ideal von einem 
gleichberechtigten Lebenszusammenhang näher zu kommen, in dem 
reale Unterschiede zwischen Geschlechtern, Hautfarben, kulturel- 
len Herkünften, körperlichen und seelischen Zuständen, eben ohne 
Hierachien gelebt werden können. 

Das würde heißen, egal für wie aufgeklärt und links wir uns 
finden, unsere Rolle und Position in diesem System müssen 
immer wieder genau benennen. Sind wir "deutsch", männlich 
weiß zum Beispiel, haben wir Kohle und Job, FreundInnen 
Zusammenhänge? All das zu hinterfragen muß unseren Umgang 
"Nichtdeutschen" bestimmen. 


be- 
wir 
und 
und 
mit 


Das in diesem allumfassendem System der Unterdrückung und Selbst- 
unterdrückung eine wirklich solidarische Gemeinschaft möglich 
ist, ist schwer zu glauben. Deshalb kann der Versuch, unsere 
Utopie zu verwirklichen, nicht mit sondern nur gegen dieses 
ET AREEN| der Herrschaft gelebt und aufrecht erhalten 
werden. 

Die folgenden Texte haben verschiedene Schwerpunkte. Zuerst soll 
allgemeiner eingeordnet werden, wie Flüchtlinge produziert wer- 
den. Dann ist uns wichtig, daß wir nicht nur über "Nichtdeutsche" 
labern, deshalb das Interview. Und als besonderer Punkt die 
ansonsten völlig verschwiegenen spezifischen Frauenfluchtgründe. 


Zuletzt sei gesagt, daß wir massive Probleme mit unserer Sprache 
hatten. Wir schreiben über "Vergewaltigung, produzierten Hunger 
und Tod, täglicher Überlebenskampf" und es klingt alles etwas ab- 
strakt. Uns fehlt die Radikalität in der Sprache, um die Bruta- 
lität der weltweiten Mordmaschine gebührend zu erklären. Wir 
hoffen trotzdem, daß wir ein wenig Realität in Worte gefaßt 
haben, sodaß einem/einer wirklich nur was hochkommen kann, sowohl 
der Magen als auch die Wut. 

Und noch solidarische Grüße an die diesmal zahlreichen Nicht-Re- 
daktionsmenschen, ohne die diese Ausgabe vielleicht so inhaltlos 
wie das Göttinger Tageblatt geblieben wäre. 


einbtiskte (tschuldigung) erblickte im September 


Wir freuen uns, das Erscheinen einer anderen Zeitung bekannt- 
ein Name, 


ein Format: das NEUE 


NESTBESGHUUTZ 


das Licht 


verpißten Welt. Wir, 


; EINBLICKE + ABSTBESCHMUTZ 


wünschen viel Glück dabei - und 
schmutzige Einblicke ins Nest, 


Finanzierung dieser Zeitung für weit mehr als ein 


Jahr gesichert. So einfach ist das...) 
Wer also spenden oder ein Förderabo einrichten will, 


zahle das Geld aufs unten angegebene Konto ein (so- 
viel er/sie will) und dann ein Brief an: 
Nestbeschmutz 

c/o Roter Buchladen 

Rote Str. 

31400 Göttingen 

und die Zeitung wird immer pünktlich im Briefkasten 
sein...» 

So, der Sekt ist alle, die Geburtstagsfeier für die 
neue Zeitung geht zuende und wir kommen zum ernst- 
haften Teil dieser Ausgabe. 
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wir danken dem deutschen Industrie- und Handelskapital so- 
wie der Bundesregierung für ihre tatkräftige Unterstützung 


bei der Vernichtung des kurdischen Volkes. 
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Anwalt oder "deutsche" HelferInnen - da es nur diese eine gibt. 


Nachgeschobene Erklärungen haben in der Regel keinen Wert und 
werden nicht berücksichtigt. In der Mehrzahl der Fälle wird der 
Asylantrag abgelehnt - wogegen Widerspruch eingelegt werden 
kann. Nach der Ablehnung wird meist die Abschiebung festgesetzt. 
Dagegen muß erneuter Widerspruch eingelegt werden, weil das ein 
anderer Verwaltungsakt ist. Vergißt jemand, Widerspruch gegen 
die Abschiebung einzulegen (weil ja nicht so viele juristisch 
gebildete ImmigrantInnen flüchten), so ist das eben Pech: Obwohl 
über den Asylantrag aufgrund des Widerspruchs noch nicht ent- 
schieden wurde, kann dann abgeschoben werden. Das ist natürlich 
Kalkül - so können völlig "legal" ImmigrantInnen abgeschoben 
werden, die Aussicht auf Asyl haben und nur "vergessen" haben, 
Widerspruch gegen die drohende Abschiebung einzulegen. 

Die nicht anerkannten Flüchtlinge - also die, über deren Asylan- 
trag gerade entschieden wird und die, die hier "geduldet" wer- 
den, bis irgendein Bürokrat entscheidet, daß sie abgeschoben 
werden können, weil sich die Verhältnisse in ihren Ländern 
verbessert haben sollen - werden aus dem Lager nach Quoten übers 
Land verteilt. Ob sie dann im hinterletzten Kaff in Ostfriesland 
oder in Göttingen landen, ist Zufall. Dann dürfen sie ohne 
Zustimmung der Ausländerbehörde den Bezirk nicht verlassen, in 
den sie befohlen worden sind. i 


Eine ziemlich entwürdigende, aber bewußt so geplante Vorgehens- 
weise, damit möglichst viele von vornherein abgeschreckt wenden 
oder bei dem Versuch, hierher zu kommen, entmutigt werden. Der 
alleinige Zweck des neuen Gesetzes besteht also darin, die 
Schotten noch dichter zu machen, als sie es eh schon waren (oder 
in der Faschistensprache des ersten Entwurfs zum Gesetz: "das 
deutsche Volk vor Überfremdung zu schützen"), wobei die Grenzen 
je nach momentanen Interessen geöffnet oder geschlossen werden 
können. 

Die weitaus geringere "Gleichheit" der ImmigrantInnen vor dem 
Gesetz setzt sich selbst dann fort, wenn sie völlig legal hier 
leben: Kinder, Ehefrau (oder -mann) dürfen nur dann nachkommen, 
wenn "ausreichender" Wohnraum zur Verfügung steht - wer vermie- 
tet schon schöne, große Wohnungen an ImmigrantInnen? - und die 
ganze Familie sich zukünftig durch Lohnarbeit ernähren kann, was 
nichts anderes bedeutet, daß es nur dann Familienzusammenführung 
gibt, wenn keine Sozialhilfe beantragt wird. Der nachgezogene 
Ehegatte (fast immer die Frau) bekommt erst dann ein eigenstän- 
diges Aufenthaltsrecht, wenn die Ehe 4 Jahre auf BRD-Boden 
bestanden hat- was nichts anderes bedeutet, daß Ehefrauen von 
Immigranten so per Gesetz zum Eigentum ihrer Männer erklärt 


“werden. Vor Ablauf von 4 Jahren können sie sich nicht scheiden 


', weil sonst ihre Abschiebung drohen würde. - 

Aus den bisher geschilderten Gründen beschäftigen wir uns mit 
'Flüchtlingspolitik. Deshalb versuchen wir zu erkennen, warum es 
Flüchtlinge gibt. Deshalb versuchen wir, sie hier im Rahmen 
unserer Möglichkeiten zu unterstützen. 

Das fängt mit dem Versuch an zu erfahren , was in dieser Stadt 
überhaupt mit den vielen ImmigrantInnen passiert. Wer weiß denn 
schon, daß hier gerade 50 Iranerinnen von Abschiebung bedroht 
sind? Das bedeutet auch, von Abschiebung bedrohte Menschen zu 
verstecken und durch Öffentlichkeitsarbeit dafür zu sorgen, daß 
sie hier bleiben können. Natürlich müssen wir alle Bestrebungen 
bekämpfen, die ImmigrantInnen zu Menschen zweiter Klasse stem- 
peln wollen - 

also faschistische Tendenzen und offizielle Regierungs- und Op- 
positionspolitik in der BRD, in Europa und in der DDR öffentlich 
zu machen und mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln 
bekämpfen. 
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des Irak,und des- Iran 


DIESE GESETZE WAREN NIE DAZU DA’ 

DIESE GESETZE WAREN NIE DAZU DA, DEN MENSCHEN ZU HELFEN 
DIESE GESETZE WAREN NIE DAZU DA, DEN MENSCHEN ZU 
HELFEN, SONDERN, UM SIE ZU BENUTZEM 

HELFEN, SONDERN, UM SIE ZU BENUTZEN 


Im Zusammenhang mit den Kämpfen um demokratische Verfassungen 
in Deutschland spielte auch die Forderung eine Rolle, die 
Grund- und Menschenrechte nicht an die Staatszugehörigkeit 
zu binden. Doch mit der Niederschlagung der demokratischen 
und sozialen Bewegung in der Revolution von 1848/49 blieb nur 
die nationale Komponente erhalten. {ind diese schrieb in der 
Verfassung von1849 test, daß die Grungrechte nur ‚jedem Deu- 
tschen zustehen sollte. 

Mit der Gründung des deutschen Reiches (1871), wurden die ers- 

ten Sondergesetze für Ausländer geschaffen. Entsprechend den 

vorherrschenden wirtschaftlichen Interessen und dem zunehmen- 
den nationalistisch-rassistischen Chauvinismis im deutschen 

Kaiserreich sollte dieses Instrumentarium folgende Funktionen 

erfüllen: 

- Es sollte den Kapitalisten, vor allem den ostelbischen Groß- 
agrariern, den freien Zugriff äuf billige Arbeitskräfte aus 
dem Ausland (vor allem Polen) sichern. So als Lohndrücker 
eingesetzt, sollten diese ausländischen Arbeitskräfte 
gleichzeitig zur politischen und sozialen Disziplinierung 
der erstarkenden Gewerkschaftsbewegung beitragen. 

- Es sollte die Rechtlosigkeit und Ausgrenzung von im Lande 
lebenden Ausländern dokumentieren, um so das völkisch-ras- 
sistische Bedürfnis nach nationaler Überlegenheit zu befrie- 
digen. 

- Es sollte schließlich die unmittelbare Verfügungsgewalt über 
diese Menschen sicherstellen, um '"'staatsfeindliche Umtriebe'' 
im Keim ersticken zu können. 

Diese zum Teil sich widersprechenden Funktionen waren nicht 

dadurch unter einen Hut zu bringen, daß ein einheitliches 

"'Fremdengesetz'" geschaffen wurde. Im Gegenteil: Ausländerpoli- 

tik nach den Prinzipien ökonomischer und politischer Opportu- 

nität lieeß sich nur dadurch verwirklichen, daß der "rechts- 
freie Raum'' möglichst. groß gehalten wurde. Einerseits mußten 
die. Betroffenen in einer aufenthaltsrechtlichen Unsicherheit 
gehalten werden, und andererseits mußte der Staat möglichst 
ungebundene Macht haben, Ausweisungen vornehmen zu können. 

Das Polizeirecht mit seinen auf Willkür angelegten Gummipara- 

grafen war deshalb der Ort, die Verfügungsgewalt zu regeln 

- und ist es bis zum Ausländergesetz von 1965 geblieben. 


Nach der Novemberrevolution von 1918 gab es in der. Weimarer 
Verfassung zwar entscheidende politische und soziale Verbesse- 
rungen für deutsche ArbeiterInnen, z.B. -das Frauenwahlrecht, 
den Achtstundentag. und- die Anerkennung der Gewerkschaften als 
Vertretung der ArbeiterInnen. 
haltsrechtlichen Situation von AusländerInnen fand jedoch nic 

statt. Während des Ersten Weltkriegs auf ‘die Stufe völlig 

rechtloser Arbeitssklaven im Dienste der deutschen Kriegswirt- 
schaft durch Zwangsarbeit herabgedrückt, bestand für die Poli- 
tiker in den ersten Jahren der Weimarer Republik das Haupt- 
problem darin, die ausländischen Arbeitskräfte loszuwerden, 
um Arbeitsplätze für die heimkehrenden deutschen Soldaten frei 
zu. machen. Und da die unbeschränkte polizeiliche Ausweisungs- 
kompetenz schon im kaiserlichen Polizeirecht verankert war, 
wurde hierauf ungebrochen zurück gegriffen. Nur USPD und KPD 
forderten auch für den ausländerrechtlichen Bereich eine demo- 
kratische Umwälzung. 


Eine Verbesserung der ee 
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Die preußische Ausländerpolizeiverordnung vom 27.April 1932 
brach zwar nicht mit der herrschenden Auffassung, daß Auslän- 
der grundsätzlich keinen Rechtsanspruch auf Aufenthalt haben. 
Die staatliche Verfügungsgewalt wurde aber dadurch eingeschrä- 
nkt, daß für die Versagung der Aufenthaltserlaubnis und für 
Ausweisungen von der Verwaltung konkrete Tatbestände genannt 
werden mußten. Der Aufenthalt als willkürlicher Gnadenakt war 
damit eingeschränkt, die Ausweisung nicht mehr ausschließlich 
ins Ermessen der Polizei gestellt. 

In den ersten Jahren der faschistischen Diktatur blieben die 
ausländerrechtlichen Regelungen unangetastet. ‚Einzig die Ab- 
schaffung der Länderkompetenz wurde im Zuge der "Gleichschal- 
tung" durchgeführt. Erst als die Vorbereitungen zum Krieg auf 
vollen Touren liefen und nach der Eingliederung Österreichs 
die Zerschlagung der Tschechoslowakei bevorstand, sahen die 
Faschisten die Notwendigkeit, die ausländerrechtlichen Bestim- 
mungen ihrer Ideologie und ihren Zielen einer Politik der Er- 
oberung von "Lebensraum' anzupassen. Angesichts der geplanten 
Eroberungen wurde die Rechtlosigkeit von Ausländern in der 
Ausländerpolizeiverordnung vom 22.8.32 geregelt, damit keine 
Probleme bei der Rekrutierung und Deportation zur Zwangsarbeit 
und bei der Erhaltung der inneren Sicherheit im Krieg auftra- 
ten. 


1951 übernahm die BRD die Verordnung derr Faschisten. Der 
Grund für die Übernahme der Regelung von 1938, wie auch deren 
Ablösung durch das Ausländergesetz von 1965, war keine Eineng- 
ung der staatlichen Verfügungsgewalt über den Aufenthalt in 
der BRD - Ermessensspielraum genannt- hinzunehmen. - 
Die Verordnunjg von 38 wurde durch ein neues Ausländergesetz 
abgelöst, weil der faschistische Rahmen in einem Rechtsstaat 
nicht voll ausgenutzt werden konnte. Es mußte deshalb eine 
ausländerrechtliche Lösung gefunden werden, die polizeistaat- 
liche Willkür in einem Rechtsstaat ohne gerichtliche Überprü- 
fung zuließ. Mit dem uneingeschränktenErmessensspielraum des 
Paragrafen 2 des Ausländergesetzes wurde diese Lösung geschaf- 
fen;Die Aufenthaltserlaubnis darf erteilt werden, wenn die 
Anwesenheit des Ausländers Belange der BRD nicht beeinträch- 
tigt". 

En Gesetz von 1965 wurde häufig als arbeitsmarkt- und sozial- 
politisches. Notstandsgesetz bezeichnet, nicht nur, weil es 
seit 1960 parallel zu den allgemeinen Notstandsgesetzen ent- 
wickelt wurde, sonder weil es entsprechend den Bedürfnissen 
des Arbeitsmarktes die Verfügungsgewalt über Menschen und ihre 
Rechte organisiert. Die wirtschaftliche Entwicklung der BRD 
seit Mitte der 60er Jahre und die jeweils parallel getroffenen 
Maßnahmen im Rahmen des Ausländergesetzes haben diese Einschä- 
tzung aufs deutlichste bestätigt:In jeder konjunkturellen Kri- 
se wurde der "'Ermessensspielraum' rstriktiv genutzt, bei jedem 
Aufschwung wurde etwas mehr Liberalität an den Tag gelegt. 


SENWERTES ZUM HOTEL ASTORIA WISSENSWERTES ZUM HOTEL ASTORIA 
Das Astoria gehört einem: gewissen Schomann, CDU-Mit Glied, de 
seit circa zwei Jahren Kurdirektor von Cuxhaven ist. 

Seine Firma VUB, Versorgung, Unterkunft, Betreuung, hat außer iı 
Göttingen noch zwei solcher "Häuser" in Oldenburg und eins it 
Vechta. Seit seiner Ernennung zum Kurdirektor hat die Ehefrau di« 
Geschäftsführung der Firma übernommen. 

Die Firma verpflichtet sich, für die Einrichtung der Häuser auf 
zukommen, das heißt: ein Bett, ein Tisch, ein Stuhl und eiı 

_Schrank pro AsylbewerberIn. Der gute Herr Schomann hat allerding: 
die Hausmeister angewiesen, die Möbel bei der Brockensammlung zı 
besorgen. Wenn es dort gerade keinen Schrank gibt, dann fehl: 
eben einer im Haus...... 

Erst als die Bewohner durch eine Hausmeisterbürobesetzung Druclh 
gemacht hatten, wurde in so einer Situation ein neuer Schranl 
besorgt. Die Vorgeschichte bestand darin, daß sich der Hausmei- 
ster geweigert hatte, einen kaputten Schrank zu reparieren, 
woraufhin der Schrank zerschlagen und vor dem Hausmeisterbürt 
deponiert wurde. 

Als Betten werden alte Bundeswehrmetallgestelle benutzt, die auch 
noch übereinander gestellt werden. Als Auflage werden dünne 
Schaumstoffmatratzen benutzt. 

Schomann kassiert pro Flüchtling und Tag 21,- bis 24,- DM. Das 
ist bei der Unterbringungsdichte (z.B. eine siebenköpfige Fami- 
lie auf 20 m?) eine m’-Miete von ungefähr 230,- DM. Bei einer 
angenommenen Beleguhgszahl des Astoria von 120 Menschen (Norma- 
lerweise wohnen dort aber ungefähr 130 Menschen) resultiert 
daraus eine Monatseinnahme von fast 80 000 DM! 


m 


FRAGE: DAS ASTORIA WIRD IM JANUAR 91 ZUGEMACHT. 
IHR FORDERT EIN BERATUNGSZENTRUM ODER EINE 
BERATUNGSSTELLE FÜR ASYLBEWERBER. HAT SICH IN- 
ZWISCHEN ETWAS IN DIESER RICHTUNG GETAN? 


Martin: Bis vor kurzem war Stand, daß wir vom Land eine eindeu- 
tige Absage erhalten hatten. Das Land hat sich ‚darauf berufen, 
daß die Kommune, also die Stadt Göttingen, zuständig ist, weil 


kommt. 

-Die Kommune sieht das ganz anders. Sie hat die finanzielle 
Verant-wortung auch erstmal von sich gewiesen, weil sie die Ver- 
waltungskostenpauschale für Verwaltungskosten ansetzt und aus- 
schöpft. Und im übrigen hat Frau Schlapheit-Beck auch die Not- 
wendigkeit einer sozialen Betreuung überhaupt in Zweifel gezo- 
gen, weil sie davon ausgeht, daß sich die Zahl der Flüchtlinge 
in Göttingen langfristig erheblich reduzieren wird. Angeblich 
werden dann hier nur noch Flüchtlinge leben, die schon länger 
hier sind und sich relativ gut auskennen. Dazu ist einiges zu 
sagen. 


‘ jetzt eine andere Situation ergeben. Das Land sieht jetzt die 
Notwendigkeit und will eine dezentrale und flächendeckende 
Betreuung für ganz Niedersachsen übernehmen. 

Wir waren zusammen mit dem niedersächsischen Flüchtlingsrat im 
Ministerium, und da ist uns durch Trittin bestätigt worden, daß 
das Land eine Betreuung organisieren will. Sie wollen dazu eine 
Kommission bilden aus kommunalen SDpitzenverbänden, Wohlfahrts- 
verbänden und Initiativgruppen, um bis Ende des Jahres eine 
Konzeption zu entwickeln, die organisatorisch und finanziell 
machbar ist. 

Wir haben ‚dann für Göttingen eine übergangsregelung gefordert, 
weil die Zeit drängt. Für den Fall, daß es bis zum Jahresende 
kein Konzept gibt, muß die Kontinuität gewährleistet sein. Das 
ist sie bis ‚Jetzt nicht. 


FRAGE: ES KANN ALSO’ ZUMINDEST FÜR EINE BESTIMMTE 
. ZEIT EINE SITUATION ENTSTEHEN, IN DER ES FÜR FLÜCHT- 
LINGE IN GÖTTINGRN KEINE ANSPRECHPARTNER GIBT? 


Mmartın: Ja, das ıst möglich. Wir sind allerdings frohen Mutes, 
daß wir das doch schaffen ... - 


Frage: Mit Druck? 
rm Mit Druck! 


Frage: Was wird aus den Bewohnern und Bewohnerinnen des Astoria? 
Mai J iesenproblem. Wir wissen es nicht, und 
die Verunsicherung unter den Bewohnern ist wahnsinnig groß. Vor 
2 Jahren haben wir versucht, mit Stadt und Bezirksregierung ins 
Gespräch zu kommen. Die Stadt sagt, daß sei nicht ihr Problem. 
Die Bezirksregierung sagt, sie sei an den Vertrag mit dem priva- 
ten Betreiber des Astoria gebunden und müsse 135 Personen nach 
Götingen zuweisen. 
Unsere Überlegung war, daß ab Januar 1990 keine neuen Flüchtlin- 
ge mehr hierher kommen, sodaß dann im Laufe des Jahres ein 
natür- licher Abbau geschieht, dadurch daß Leute Asyl erhalten, 
‘eine Duldung erhalten, durch Flüchtlinge, die zurückkehren oder 
die heiraten oder untertauchen oder was auch immer. Im Januar 

-1991 wären dann noch immer etwa 30 Menschen hier gewesen, für 
die man eine Lösung hätte finden können, die ihren Bedürfnissen 
und Problemen angemessen ist. Das heißt, Unterbringung in Göt- 
tingen oder näheren Umgebung. 
- Die Bezirksregierung hatte uns mündlich zugesagt, daß ab Juni 
"keine neuen Flüchtlinge mehr zugewiesen werden. Die zusage wurde 


roalena. in der Öffentlichkeit bemühen und uns 
wir weiter reagieren. 
Frage: Habt ihr denn von et überle 


ie 


gungen was mitbe- 


; nehmen muß weit überfüllt. 
Sie wird die Flüchtlinge aufnemen müssen, die eine Duldung 
haben, weil die nicht mehr diesem bescheuerten Verteilungsmecha- 


zuweisen, notfalls in Containern auf dem Schützenplatz. 


Was sind Container? 


Wohncontainer in Northeim 


Fra e: : Was. sindContainer? 
' in: Wohncontainer. Maximale Größe, glaube ich, 
Northeim gibt es ein Modellprojekt dieser Art, 
einem Container 15 Menschen. 
Ein Fall ist besonders drastisch. Das ist ein pakistanisches 
Ehepaar mit fünf Kindern. Die Kinder gehen hier zur Schule, -und 
sie hatten unheimliche Schwierigkeiten, sich da einzuleben und 
Kontakt zu finden. Es wäre also eine wahnsinnige Härte, jetzt 
nochmal neu anfangen zu müssen, möglicherweise in einer kleinen 
Dorfgemeinde, wenn sie dahin zwangsverteilt werden. Eigentlich 
ist es recntııch nicht erlaubt, wenn Flüchtlinge zum zweiten Mal 
umverteilt werden. Aber die Stadt kann sich auf den sogenannten 
höheren Notstand berufen, daß sie keinen Wohnraum hat, und dann 
haben ‚die rıuchtlinge keine Chance. Die Stadt hat geäußert, aß. 
- sie das so handhaben wird. Was uns in diesem Zusammenhang wahn- 
sinnig ankotzt, ist dieses Sich-überhaupt-nicht-kümmern, obwohl 
man das Propıem seit langem kennt. Und das dokumentiert eindeu- 
tig die Mentalität, daß Flüchtlinge nicht als Menschen gesehen 
werden, sondern als Kontingent, als Massen, die zu verteilen 
oder unterzubringen sind. Und das wirft ein eindeutiges Licht 
auf die gegenwärtige Flüchtlingspolitik insgesamt. 


20 m?. In 
da wohnen in 


FRAGE: DIE FORDERUNG NACH EINEM BERATUNGSZENTRUM 
IST JA SOZUSAGEN ERSTMAL EINE FORDERUNG IN DER ERSTEN 


‚NOT. WELCHE WEITERGEHENDEN VORSTELLUNGEN HABT IHR? 


Interview mit dem Arbeitskreis Asyl: 


sie für soziale Betreuung eine Verwaltungskostenpauschale be=: 
. auf die Stadt Göttingen begrenzen, 


Auf Grund der Koal itionsvereinbarungen in Hannover hat sich 


‚nicht eingehalten. Wir werden uns jetzt um eine breite Solida- 
überlegen, 


: ung der p 
J gesagt, die Stadt hat die ee ie sie an Flüchtlingen auf-' 


nismus unterliegen. Die wird sie dann Obdachlosenunterkünften 


. in der Bundesrepublik. 


Martin: Das ‚Astoria war immer auch ein Tee für Flücht- 


. linge, die relativ isoliert im Landkreis oder in der Stadt woh- 


nen. Sie konnten hierher kommen, Landsleute treffen, sich unter- 
halten, irgendwas zusammen machen. Wenn es kein Beratungszentrum 
geben wird, in dem das möglich ist, fürchten wir, daß die Isola-. 
tion der Flüchtlinge sehr, sehr stark sein wird. 


Anwar: In so einem Zentrum könnte auch die ganze Öffentlich- 
keitsarbeit koordiniert werden. Wir könnten Schulklassen einla- 
den, Schulbesuche verabreden, Kontakte zwischen Deutschen und 
Ausländern verstärken. Wir wollen unsere Betreuung auch nicht 
sondern auch im Landkreis 
‚arbeiten, wo die Bedingungen noch schlimmer sind. Wir könnten - 
dann in den Kommunen ein paar Stunden in der Woche Beratung 


machen. 


Frage: Meint ihr denn, daß durch die neue Landesregierung andere 


Impulse kommen als bisher, also Impulse, die irgendein Interesse 


signalisieren, menschlichere Lösungen zu finden? 
Anwar: Wir zweiteln daran, was die Unterbringung betrifft. Jah- 


relang wurde nichts gemacht, wurden z.B. keine neuen Wohnungen 
gebaut, da wird kurzfristig kaum was möglich sein. Was die Le- 
bensbedingungen und rechtliche Verfahrensweisen angeht, haben 
wir schon Hoffnung. In der Koalitionsvereinbarung zwischen Grü- 
nen und SPD wurde vereinbart, die Residenzpflicht aufzuheben. 
Jeder Asylbewerber kann sich innerhalb von Niedersachsen frei 
bewegen. : 

Ein anderer Punkt: Letzte Woche wurde vom Innenministerium ein 
Erlaß herausgegeben, daß jeder Asylbewerber oder abgelehnte 

Asylbewerber, der seit 5 Jahren legal in Niedersachsen lebt, 
eine Aufenthaltserlaubnis bekommen wird. Das löst natürlich die 
Probleme von einigen Asylbewerbern. 

Eine dritte Vereinbarung war, daß die medizinische Versorgung 
Diese 


für Flüchtlinge der für Deutsche gleichgestellt wird. 
Schritte sind natürlich sehr wichtig für Flüchtlinge. 
Martin:, Aber der Bewegungsspielraum ist schon ziemlich einge- 
schränkt durch das neue Ausländergesetz, das ab Januar in Kraft 
tritt. 


FRAGE: WAS WIRD DURCH DIESES NEUE GESETZ 'VE RÄNDE RT, 
WAS WIRD ES BEWIRKEN? 


Martäg:.. Für Flüchtlinge, bedeutet. es im 


ntlichen, ‚daß die 
i BB; Libanesen, Se inenger, Be 
aus Eee u Iran, Tamilen aus Sri Lanka - aus der Länderkompe- 
tenz aufs Bundesinnenministerium übergeht. Liberalere Tendenzen 
aus den Bundesländern, wo rot-grüne Koalitionen bestehen, werden 
damit unmöglich gemacht. Wenn die neue niedersächsische Landes- 
regierung den Leuten, die über 5 Jahre hier sind, eine 
Aufenthaltsberechtigung gibt, dann ist das ein letzter Versuch, 
zumindest einer bestimmten Gruppe von Ausländern ab Januar einen 
gewissen Schutz zu geben. R = 


FRAGE: WAS STECKT NACH EUER MEINUNG HINTER DIESER 
GESETZGEBUNG? 


Martin: Zum einen ganz deutlich dieser Punkt der Zentralisierung 
der Entscheidungsbefugnisse auf das Innenministerium. Ein wei- 
terer Punkt betrifft Leute unter 16 Jahren, d.h., auch Kinder 
und Jugendliche können ohne Visum nicht mehr einreisen. Die Er- 
teilung eines Visums ist z.B. gebunden an die Frage, ist eine 
Rückkehr in das Heimatland möglich. Das bedeutet, Flüchtlinge 
aus den Ländern, in die sie nicht zurückkehren können, wo ein 
Abschiebestop existiert, bekommen kein Visum mehr, d.h., sie 
können gar nicht mehr Asyl in Anspruch nehmen. 

Und die Einrichtung einer Zentralen Ausländerbehörde wird die 
Unterstützung der Flüchtlinge durch Sozialarbeiter zunehmend er- 
schweren, einfach weil die räumliche Distanz viel zu groß ist. 
Das alles deutet eindeutig in Richtung Abschottung und Ausgren- 
zung vor allem von Dritte-Welt-Flüchtlingen, aber auch von Zwei- 
te-Welt-Flüchtlingen. In dem Maße, ' 
integrieren, auch ökonomisch zu integrieren, 
Welt abgeschottet und ausgegrenzt. 

Das ist das Ziel und das geht sogar noch weiter über das soge- 
nannte "Rotationsprinzip'". Aufenthaltsgenehmigungen werden nur 
noch erteilt für eine bestimmte Zeit und für einen bestimmten 
Zweck. Und der richtet sich nach der jeweiligen wirtschaftlichen 
Situation,d.h. nach dem Arbeitsmarkt. Menschen, die überhaupt 
noch reinkommen können, werden als reine Masse betrachtet, die 


wird der Rest der 


“ entsprechend der ökonomischen Situation reingelassen, aber auch 


wieder rausgeschmissen, "rausrotiert'' werden können. 

Anwar: das Ausländergesetz trifft ja praktisch alle Ausländer 
Es trifft natürlich die Flüchtlinge am 
stärksten, weil sie von ihrer Aufenthaltsberechtigung her die 
schwächste Position haben. 

Das neue Ausländergesetz ist zu sehen als die Fortführung eines 
langjährigen Prozesses, 
politik der Bundesrepublik und sogar auch im Nationalsozialismus 
und in der Weimarer Republik hat. Danach ist der Ausländer wei- 
terhin ein Fremder, der sich nach den Normen und Gesetzen des 
Gastgeberlandes zu richten hat. Daß ein Ausländer nach einem 

langjährigen Aufenthalt hier, nach langjähriger Arbeit, nach ei- 
nem Mitaufbau dieser Gesellschaft gewisse Rechte bekommt, sowas 
kennt das Gesetz nicht. 

Martin: Es gibt nur ein einziges Recht, das verbrieft ist. Das 


_ ist das Recht, jeder Ausländer kann die Bundesrepublik jederzeit 


verlassen. Ohne Auflagen, ohne alles. _ 

Anwar: Wir müssen auch das Tempo sehen, in dem dieses Lesetz ver- 
abschiedet worden ist. Das war natürlich alles programmiert. Das 
Gesetz wurde durchgesetzt, als alles mit der Wiedervereinigungs- 
euphorie beschäftigt war, und auch bevor die Wohlfahrtsverbände, 
Gewerkschaften und Initiativgruppen eine Gegenkampagne machen 
können. 

Außerdem sollte das Gesetz vor den Wahlen in Niedersachsen verab- 
schiedet werden. Für den Fall, daß es zu neuen Verhältnissen, 
auch Mehrheitsverhältnissen im Bundesrat, kommt, sollte das Ge- 
setz nicht mehr zu verhindern sein. 

Dieses Gesetz widerspricht auch den Tatsachen, die die etablier- 
ten Parteien nicht sehen wollen. Es lebt hier eine ethnische Min- 
derheit von viereinhalb Millionen Menschen, 70% der Ausländer 


leben länger als 10 Jahre hier, und sie sind ein Teil dieser Ge- 


+ 


.sehr erschwert. 


. ‚linge geben. 


ie mehr, also braucht man auch keine er 


„haben dann wieder alles in Bewegung gesetzt, ja, 


wie Europa versucht, sich zu .Mann wird jetzt eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten. 


der seine Geschichte in der Ausländer- 


sellschaft. Die etablierten Parteien wollen das nicht einsehen 
Bei denen herrscht die nationalistische Ideologie weiter. Un 
die Wiedervereinigungseuphorie verstärkt das. Die hat z.T. auc 
Wohlfahrtsverbände und Gewerkschaften abgelenkt. 


FRAGE: WENN FLÜCHTLINGE KAUM ODER GAR NICHT MEHR 
NACH EUROPA REINKOMMEN‘, MACHT DANN EINE : FLÜCHTLINGS- 
ARBEIT ÜBERHAUPT NOCH SINN? 


Martin: Die Dodinaumenn für unsere Arbeit werden natürlich sehı 
Aber wir sind nicht bereit, die vom Bundesta 
angestrebte Wirkung dadurch vorwegzunehmen, daß wir unsere Arkei 
für überflüssig erklären. Im Gegenteil, wir halten sie für set 
notwendig, im Gegensatz zu Frau Schlapeit-Beck, die da voll au 
Linie sitzt. 
Erstens muß die Gleichberechtigung von Menschen, die z.T. sei 
Jahrzehnten hier leben, mit Nachdruck gefordert werden. Das is 
eine gesellschaftspolitische Aufgabe. Zweitens geht es - auf ei 
. ner individuell-psychologischen Ebene - darum, daß Flüchtlinge 
die hier unter wahnsinnig beschränkten und beschissenen Bedingur 
gen leben müssen, unterstützt werden, damit sie hier nicht voll 
kommen vor die Hunde gehen und dann als psychische Wracks irgend 
wann gezwungenermaßen in ihre Länder zurückkehren. 
Je schlechter die Bedingungen werden, desto menr mussen wir Druc 
und Öffentlichkeitsarbeit in Richtung auf diese zu fordernde 
Gleichberechtigung machen, also die Aufhebung der Unterscheidur 
zwischen Deutschen und Ausländern. 
Matthias: Die Unterschiede zwischen Europa und der Dritten Wel 
werden künfig noch zunehmen. Und auch in Zukunft wird es Flücht 
Auch in Osteuropa werden leider wahrscheinlich 
Flüchtlingsströme provoziert werden. Menschen werden einfach 
nicht mehr wissen, wo sie hin sollen. Weil sie in Armenien al 
Aserbeidschaner verfolgt werden und in Aserbeidschan als Armenie 
und sie dann nicht nach Armenien können, sondern irgendwo in Eı 
ropa herumirren. 
Anwar: Ob Flüchtlingsarbeit noch Sinn macht, ist auch eine ur 
heimlich gefährliche Überlegung. So eine. Ausländerpolitik wurc 
hier jahrelang durchgeführt. Im Bereich der Arbeitsimmigrante 
(der sogenannten "Gastarbeiter"' - Anm. der Red.) wurde immer ge 
sagt, da braucht man keine sozialen Leistungen, keine medizin 
sche Versorgung im Alter, denn bevor die das Alter erreicht ha 
ben, werden sie zurückkehren. Jetzt hat die erste Generation de 
Arbeitsimmigranten das Alter erreicht, und von der Kommune gilt 
es keine Sozialleistungen, nicht im Altersheim, nicht in der A] 
tenversorgung, nicht in der Betreuung von alten Menschen, di 
ganz andere Bedingungen der Betreuung haben als Deutsche. 
i - Gefahr, daß von Seiten der Politiker, rg 
| gesagt wird, nach dem neuen Gese € 


Dies 
Tendenz haben wir auch bei Schlapeit-Beck gesehen. Es kommen ke: 


ne Flüchtlinge mehr nach Göttingen, also brauchen wir keine Be 
treuung. Das ist eine gefährliche Politik, und es ist unser 
Kampf, daß die soziale Betreuung weiter existiert und erweite: 
wird. Für die Flüchtlinge in Göttingen, das sind mit ihren Fam: 
lienangehörigen etwa 2.000 Menschen, ist keine soziale Betreuuı 
da. Die zwei Sozialarbeiter im Astoria sind offiziell eigentlic 
nur für die Betreuung der Bewohner des Astoria. Und die Sta. 
Göttingen hat jahrelang diese Gruppe von Menschen ohne Betreuur 
gelassen. Diese Lücke haben wir vom Astoria ja zum Teil 
schließen geschafft, aber langfristig geht das nicht. 

Martin: Wenn wir die Arbeit nicht fortführen würden, würden w. 
die Politik der Abschottung und Ausgrenzung unterstützen. I 
gebe nur mal ein Beispiel: Es handelt sich um einen Inder, de 
seit sechs Jahren hier als Flüchtling lebt. Er ist zwischenzei! 
lich schwer krank geworden, mußte erst stationär, später. ambulaı 
behandelt werden, so daß er dann irgendwann sechs Jahre hier wa: 
Und dann sollte er abgeschoben werden. Wir haben dann gegen sei, 
Abschiebung aus verschiedenen Gründen eine Petition an den nit 
dersächsischen Landtag geschickt, u.a., weil seine Krankheit : 
seinem Land nicht behandelbar ist. Nach sechs Monaten wurde d. 
Petition ‚abgelehnt, und er kriegte von der Stadt Göttingen ei 
Aufforderung, innerhalb von zwei Wochen zu verschwinden. Inzw.: 
schen kam dann die Koalitionsvereinbarung, daß Leute, die läng« 
hier sind als 5 Jahre, eine Aufenthaltserlaubnis_kriesgen. W 
und der gu 


Und ich wette, auf den Dörfern gibt es viele Leute, denen so ei 
Abschiebung widerfährt, obwohl sie noch Möglichkeiten dageg 
gehabt hätten, sowohl rechtliche als auch andere. Es ist nur ni 
mand da, der sie aufklärt, solidarisch mit ihnen ist. 

Anwar: Unsere Arbeit ist eben-nicht nur politische Arbeit. s 
ist auch eine pädagogische Arbeit, eine soziale Betreuungsarbei 
die zum großen Teil auch alltägliche Probleme zu lösen hat. 
solchen Situationen kann ich dann nicht mit weltpolitischen E 
klärungen kommen, da ist dann die Grenze. 

Martin: Aber unsere Arbeit kollidiert immer mehr mit den polit 
schen, mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen. Ab Januar ist z. 
Obdachlosigkeit oder Sozialhilfebezug ein Kriterium für die Au 
weisung. Diese Probleme müssen wir dann vor Ort lösen. 

Matthias: Andererseits glaube ich, daß wir die Koalitionsverei 
barungen einigermaßen ernst nehmen können, daß.der politisc 
Wille dahintersteckt, die Flüchtlinge vernünftig zu behandel 
Das eröffnet uns auch, gegen Ausländerfeindlichkeit und Rassism 
was zu tun, nämlich mit ‘den Flüchtlingen in die Öffentlichkei 
in die Schulklassen, in die Kirchengemeinden, in die Sportve 
eine zu gehen. Dort machen wir Völkerverständigung auf einer ga 
kleinen Ebene, auf der einzig wirksamen, jedenfalls nach unser 
Erfahrung. Und wenn das politisch gewollt ist, dann müßte gera 
aus diesem Grund die direkte Arbeit mit Flüchtlingen, die direk 
Arbeit zur Verbindung von Deutschen und Ausländern auch zu ein 
größeren praktischen Unterstützung für die Flüchtlinge führen. 


FRAGE: WELCHE ERFAHRUNGEN MACHT IHR MIT. DER 
DEUTSCHEN 'NORMALBEVÖLKERUNG’? 


Matthias: Wenn wir in Schulklassen gehen und wenn wir da zu zwe 


sind, ein Deutscher, der sich mit den gesetzlichen Regelung 
auskennt, und ein Flüchtling, der aus seiner eigenen Betroffe 
heit seine ‚Situation plastisch schildern kann, dann habe ich e 
gentlich nur positive Erfahrungen gemacht. 

Mit Joao, einem Ghanesen, waren wir mehrfach in der IGS. Ei 
Klasse, in der wir waren, hat danach ihren Lehrer lange ge] 
chert, Joao nochmal einzuladen, damit er ihnen mehr aus Gha 
erzäy ., wie er aufgewachsen ist usw. Solche Erfahrungen mac 
man ı elativ häufig. 

Mit der normalen Öffentlichkeit ist es etwas ganz anderes. 
Martin: Als das Astoria 1982 als Sammellager eingerichtet w 


den wwar, kamen viele Einzelpersonen, die aus einem humanisti- 
schen oder kirchlichen Selbstverständnis heraus helfen wollten. 
Anfangs fanden wir das auch ganz gut, bis wir merkten, daß das 
auf einer Schiene läuft "mein Flüchtling'", so im kolonialen Stil. 
Wenn der Flüchtling dann nicht so. pflegeleicht war, weil er eben 
auch viele Probleme hatte, wurde dieser Kontakt abgebrochen. Das 
hat für viele Flüchtlinge damals wahnsinnige Frustrationen ge- 
bracht. i Ks 

Wir haben dann verstärkt Öffentlichkeitsarbeit gemacht, vor allem 
in Schulen und größeren Gruppen, weil wir gemerkt haben, daß die 
Informationen über Flüchtlingsschicksale, über die Hintergründe, 
über die gesetzliche Situation völlig katastrophal waren. Oder 
geprägt von der Bild-Zeitung, ich erinnere mich an die Sommer- 
kampagne ''Asylantenschwenme'', "'Asylschmarotzer'', das war jedem 
ein Begriff und oft auch gängige Meinung. Die konnte dann aber 
relativ schnell über eine sachliche Information relativiert wer- 
den: » / 


FRAGE: HAT DIE HETZE NICHT AUCH BEI VIELEN 
"DURCHGESCHLAGEN? 


Martin: In weiten Bereichen hat das auf jeden Fall voll durchge- 
schlagen, ja. In den Diskussionen kamen zwei Dinge immer ganz 
deutlich raus: Arbeitslosigkeit und Wohnungsmangel sind Schuld 
der Ausländer. Wenn die weggehen, ist das Problem vom Tisch. Das 

_ ist gängige Meinung. 2 e 

-— Durch die studentische Bevölkerung gab es in Göttingen immer auch 
eine etwas. weltoffenere Einstellung. Das hat sich seit 1985, 86 
geändert. Viele Bewohner des Astoria steigen z.B. seitdem nicht 
mehr direkt vor dem Haus aus dem Bus, sondern zwei Stationen vor- 
her oder später, weil sie dem Klischee des schmarotzenden und 
kriminellen Asylbewerbers entgehen wollen. 
Und klar, es gibt auch ‘verstärkt Angriffe, vor allem nachts, auf 
die Flüchtlinge. ; 
Diese Verbindung des politisch Gewollten, durch die Medien Lan- 
cierten wurde Mitte letzten Jahres ganz deutlich. Kohl und andere 
hatten vorher ständig betont, das Boot ist voll, wir können nie- 
mand mehr aufnehmen. Auf einmal hieß es dann, für uns, eine der 
. reichsten Industrienationen der Welt, dürfte es doch kein Problem 
sein, 500.000 deutschstämmige Aus- und Übersiedler zu integrie- 
ren. Das war vorher immer unser Argument, Flüchtlinge aufzuneh- 

men. N 7 
Matthias: Zu diesem '"'Wirtschaftsasylantenargument'': Der Kohl hat 
Ende letzten Jahres eine Rede gehalten, daß es sehr wohl politi- 
sche Gründe sind, wenn man aus einer wirtschaftlichen Motivation 
heraus flieht. Die ganzen Argumente wurden in diesem Zusammenhang 

. umgedreht. Viele von den Flüchtlingen, die anerkannt sind und 

eigentlich einen sicheren Status haben, sitzen schon auf ge- 
packten Koffern und suchen andere Alternativen. 


FRAGE: WAS WAREN DENN EURE GEFÜHLE ANGESICHTS 
DIESER SITUATION? 


Martin: Ohnmächtige Wut. Das ist so: Die Flüchtlinge sind das 
letzte Glied in der Kette und die haben keine Lobby. Die politi- 
sche Moral ist doch höchst zweifelhaft, wenn in Richtung DDR das 
Selbstbestimmungsrecht der Menschen und Völker eingefordert wird, 
und man den Ausländern, die seit 15, 20 Jahren hier leben. die 
simpelsten demokratischen ‘Rechte verweigert. Die Tendenz ist 


eindeutig und klar. Das ist ein nationaler Taumel und. parallel 


dazu eine Ausgrenzung von Ausländern. Politisch gewollt und ge-_ 


'sponsort. E 

Anwar: Ausländerfeindlichkeit gab es eigentlich immer, aber jetzt 
wird sie offen und durch gezielte Politik verstärkt, seit die 
CDU an der Regierung ist. Wenn ein einfacher Mensch jahrelang 
die Bild-Zeitung liest, jahrelang falsche Fakten liest, "Aus- 
länder und Flüchtlinge nehmen unsere Arbeitsplätze weg", da 
glaubt er irgendwann selber dran. Daß Flüchtlinge 5 Jahre Ar- 
beitsverbot haben, das wird natürlich nicht gesagt, das wissen 
auch die-Schüler nicht, wenn wir in die Schulklassen gehen. Wenn 
wir das erzählen, kommt '"Was?Wieso?5 Jahre?'". Das ist gezielte 
en irgendwann kriegen die Republikaner dann 7 Prozent 
Be an; Ei, < 2 


Diese Ausländerfeindlichkeit basiert zum großen Teil auf Vorur- 
teilen, die gar nicht stimmen. . 


| Ge fängnis Frankenthal 
10. Sept. 1988 
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auen und Kinder, dies 4 Frauen werden genauso wie Männer politis&eh verfolgt. Doch * 
afiats zu Flüchtlingen her- ‚die Gewalt. und Verfolgung, die/Frauen ‚gi ‚besitzt immer 
x und politischer Verfolgung, | noch eine andere ee aus der sexistischen Wirklich- 
or kriegerischer Auseinandersetzung f keit resultiert und vom Frelbenden Politikbegrif£,nächt als 
äle, imperialistische Umstrukturierung f politisch vetstanden wird. 5 $ 5 
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ser Politik zerstört wurde und wird. - mit handfes-" Die Art der Folter, der sie bei der.Gefangerinahme und bei V 
tützung des Patriarchats im eigenen-band. P4 hören ausgesetzt sind, ist fast immer-direkte sexuelle Gewalt. 
von’der Isolation, ‚in die weltweit Menschen auf’der Sie au: viele Vergewaltigungen, durch die sie zusätzlich 


> cht und’im neuen Lebensraum gedrängt werden, am härtesten als, Frau @rniedrig# werden sollen. “ w 
"betroffen: Sie tragen die’Hauptverantwortung für die Ernährung ” F j be x Re; 
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und’ verfügt über weniger öffentlichen Raum, rdensgla "Geisel AUEREISGEJERESER. Ye aR Ener 
Mänrer auf der Flucht stehen immer‘ noch über den/Frauen und ‚B ızukommen, den Mann unter Druck zu setzen oderzüie Gruppe, 


können im Allgemeinen leichter irgendwo Arbeit. finden, obwohl er sie angehäft, zu & mchr iprge Frau "selbst Ast nur Ob= 


iKre I FE REN Berg Ist d r jekt. Frauen sind um so mehr Vergewaltigungen d Mißbrauch 


Frauen sind auf’der Flucht der Sexuellen Gewalt und Diskrim- en de) ren 2 = ka en yorrz De ee * 
nierung der Männer und Verfolger ausgesetzt: ob win ihrem All- rwüer y ER ZUBE oe m a u A 7 £ Ja 
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Es gibt für Frauen keine Situdtion, in der die Gewalt gegen BUSHLächE und ER 2 FE ie Er en, ; 
sis nicht auch frausnspezi£lsfh ist! / - 7 Den «Frauen droht nach der erlittenen s llen Mi ws 


3 L #, A wenn Sie bekannt wird, in der Regel die Achtung durch die ei- 
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Frauen ausüben, wird besonders über die männliche Sexuali Selbstmord durch die & und £ % 
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In diesem Artikel soll es darumy/gehen, 0 4 Informatıonen 


über die Fluchtsituation von Frauen zu liefern. Wir beschrei- ° stoß sie mit direkten Strafen erfolgung zu ‚z6chnen haben. ; 
ben im folgenden Strukturen sexueller und pölitischer Verfol- ” \ f Fa N 

güng. Diese allgemeinen Strukturen sollen das Ausmaß-der Ver- 7 + r Pr ; 4 u 
“folgung und ihre Dimension vor Augen führen.‘ Wir verzichten ö \ f 


dabei bewußt auf die Beschreibung der ‘sexüellen Folter, , um 


den Bildern keinen Raum’zu geben. Den Schwerpunkt der Be- Wenn die Frauen vor diesen aufgestellten) R 


flüchten, kommen sie .vom Regen in die Traı 


trachtung« haben wir auf ’die besondere Situation von Frauen " tr ind’ No: ‘ 
gelegt, die der direktem Verfolgung durch die Staatsmacht, ae, Ba Banden a a br >» 
den Terrorgruppen und Männern. ..ausgesetzt ‚sind. i N 2 f P 
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In der nächsten Ausgabe wird der Artikel 


; Frauen au 
TERMINE | 
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Möglichkeiten für Flüchtlingsfrauen in Göttingen = 
Seit März 89 besteht eine Frauenteestube ger nachmittags) 
in der KSG, Kurze Straße) und ab August 89 die Beratungsstelle 
des göttinger Arbeitskreises zur Unterstützung von Asylsuchen- 


ANTIFA-PLENUM IM JUZI: MONTAGS UM 19.00 UHR den. 
ANTIFA-CAFE IM JUZI JEDEN MITTWOCH AB 15.00 UHR 


MAHNWACHE AM 17.9. UM 18.30 UHR TREFFEN AM MARKT 


Zunehmend wird das Büro des Ausländerbeirats, das von 
einer Frau besetzt ist, von Flüchtlingsfrauen aufgesucht. Da 
der Ausländerbeirat aber im komunalpolitischen Bereich tätig 
ist, kann eine Beratung nur im geringen Umfang angeboten wer- 
dep- d 


DARSTELLUNG DER ANTIFA-GRUPPE DES FRAUEN-UND LESBENZENTRUMS 
Wir, eine Gruppe von 13 Frauen aus den unterschiedlichsten Le 
benszusammenhängen und mit differenten Politikverständnis arbei 
ten seit circa einem dreiviertel Jahr zum Thema Faschismus. Eine 
Schwerpunkt bildet der Zusammenhang von Frauen und Faschismus 
Dabei haben wir zunächst versucht, uns einem eigenen Faschismus 
begriff zu nähern. Im weiteren haben wir uns mit der Geschicht 
des deutschen Faschismus beschäftigt. Die geschah sowohl in For 
von Referaten als auch über gemeinsame Textarbeit und Diskussior 
Ziel ist unseren Weg bezüglich einer, feministischen Antifa-Arbei 
"zu finden. Wir versuchen also, die allgemeine wie auch die per 
sönliche Ebene zu erfassen, d.h. neben einem gesellschaftliche 
Bezug auch die eigenen faschistoiden Tendenzen zu ergründen. 1 
Augenblick beschäftigen wir uns verstärkt mit dem Thema Rassismus 
Neben dieser theoretischen Ebene wollen wir langfristig auch eir 
praxisbezogene, d.h. gemeinsam Aktionen machen. - h 
Im Moment beschäftigen wir uns mit diesen themenbezogenen Inhal 
ten auch mit unseren Gruppenstrukturen. Diese Auseinandersetzur 
wurde nötig, da sich die Zahl der mitarbeitenden Frauen ziemlic 
vergrößert hat. Aus diesem Grund haben wir auch vorerst beschlo: 
sen, die Gruppe "zuzumachen". Langfristig wollen wir jedo« 
offenere Strukturen, d.h. wieder neue Frauen aufnehmen. , 
Zudem würden wir uns wünschen - vielleicht auch über diese 
Artikel- mit anderen Antifa-Gruppen in Kontakt zu kommen. 
Wir treffen uns z.Zt. 14-tägig im Frauen- und Lesbenzentrı 
(demnächst wahrscheinlich einmal pro Woche). Darüber hinaus hab« 
wir bisher ein "Wochendseminar" zwecks intensiverem Arbeiten ui 
besserem Kennnenlernen gemacht. Diese Form fand bei allen Frau 
Anklang und wir werden wohl auch noch öfter zusammen "verreisen" 
Soviel zu unserer Gruppe. Eine intensivere. inhaltliche Au 
einandersetzung wollen wir hier, an dieser Stelle im Augenbl ii 
nicht. _ ‘ ; ) : 
Wir melden uns wieder!!! 


Abgelaufene Prozesse 


Prozeß gegen Marita am 19.7.90 


Verfahren mit gefälschten Beweisstücken ?!! 


Der Prozeß gegen Marita aus BS am 19.7.90 tanzte nicht nur 
wegen des Freispruchs für Marita aus der Reihe der bisherigen 
Verfahren, die von der Staatsschmutzseite gegen GenossInnen 
wegen .der Vorkontrollen zur 25.11.-Demo inszeniert wurden. 
Allein über die erheiternde Vorstellung, die der Bullenzeuge 
Michael aus dem Landkreis Peine den ProzeßteilnehmerInnen und 
-beobachterInnen bot, sollte eigentlich mal ein extra Kaba- 
rettstück geschrieben werden. Der '"Ärmste", der sonst immer 
im 'Zentrum des Geschehens' tätig ist, durfte doch am 25.11. 
wirklich 'nur' die -bei den Vorkontrollen beschlagnahmten Ge- 
genstände registrieren und mußte sie dann auch noch auf ir- 
gendeiner blöden Bullenwache stundenlang bewachen. Aber des 
war nur eine Randposse des gut 30minütigen Prozesses. Aus dem 
Auto, mit dem Marita am 25.11. mit anderen zusammen zur Demo 
fuhr, waren eine Wagenheberstange und ein Hammer beschlagnahmt 
worden. Diese beiden Gegenstände, die ja wohl so ziemlich je- 
deR AutofahrerIn im Fahrzeug hat, waren zumindest auf der Ma- 
rita ausgehändigten Durchschrift des Beschlagnahmeprotokolles 
verzeichnet. Merkwürdigerweise tauchten auf dem Original des 
Protokolles, welches sich in der Anklageschrift befand, dann 
noch die beiden Gegenstände Sturmhaube und Schienbeinschätzer 
auf. Daß diese Gegenstände nachträglich eingefügt worden waren, 
war selbst für die nach eigener Aussage nicht sachverständi- 
gen Laien Ricehter Kracke und Staatsanwalt Heimgärtner deut- 
lich erkennbar (leichte Nuancen bei der Kulifarbe, leichte 
Unterschiede bei der Handschrift, nicht durchgängige Bezif- 
ferung der aufgelisteten Gegenstände). Ist es da noch verwun- 
derlich, daß ProzeßbeobachterInnen vom Staatsanwalt während 
dessen Plädoyer lautstark Ermittlungen wegen Urkundenfälschun- 
gen forderten ?! 

Es ist ziemlich offensichtlich, daß es nur durch die nachträg- 
lich eingefügten Gegenstände überhaupt erst zur Anklage gegen 
Marita gekommen ist, und wir können uns gut vorstellen, daß 
die Staatsschmutzseite auch weiterhin mit solchen Schweinerei- 
en arbeitet, in der Hoffnung, daß die Leute schon nicht soo 
genau hingucken, und es ihnen nicht auffällt, daß irgendwel- 
che angeblichen Beweisstücke gefälscht sind. Also, Augen auf, 
und lieber 3 Mal zuviel hingucken als einmal zu wenig !!! 


Der letzte Prozeß wegen der Demo nach der Abfacke- 
lung des Hungerstreiktransparentes am JuZzI (89), 
endete mit der Verknackung der beiden angeklagten 
Frauen . wegen Landfriedensbruch zu 30 Tagessätzen 
a 20,- bzw. 17,- DM. 


Am 11. Juni wurde der Prozeß gegen den Menschen 
der angeklagt war, bei der Räumung der Mahnwache 
am 20.11.89 einen angeblichen schweren Eingriff 
in den Straßenverkehr begangen zu haben, gegen 
Zahlung von 500,- DM eingestellt. . 


PROZERERKLÄRUNG 


wir befinden uns hier in einem politischen prozeß, auch wenn 
es wegen der bürokratischen atmosphäre auf den ersten blick 
eher an eine amtsstube erinnert. 

mir soll der prozeß gemacht werden, wegen einem verstoß gegen 
das versammlungsgesetz, weil ich am 25. november 1989 an einer 
demonstration anläßlich des todes von conny weßmann in göttin- 
gen teilnehmen wollte. daß ich eine sturmhaube, ein cs-gas 
und schienbeinschützer bei mir trug, soll also der verstoß 
sein. ein verstoß gegen ein gesetz, daß den selbstschutz von 
demoteilnehmern und -teilnehmerinnen unmöglich machen, und 


sie der kontrolle und willkür der deutschen polizei ausliefern « 


soll.ein gesetz - in den letzten jahren auf passive bewaffnung 
und vermummung erweitert - ‚das sicherstellen soll, demos als 
wandernden gefangenentransprt vorzuführen. 

der anlaß einer demonstration soll am besten ganz dahinter 
verschwinden. 

dies trifft auch für die demo am 25.11.89 in göttingen zu. 
mußte die polizei schon schlucken, daß der tod von conny nicht 
stillschweigend hingenommen wurde, so sorgte sie zumindest 
dafür, daß die zehntausende, die aus der ganzen brd zu dieser 
demo anreisten, sich der prozedur penibler durchsuchungen un- 
terziehen mußten. 

solche demonstrationen, bei denen einige hundert leute in vor- 
kontrollen aufgehalten und stundenlang in irgendwelchen revie- 
ren "verwahrt'' werden, bei denen polizeieinheiten den samm- 
lungsort hermetisch abriegeln, als handele es sich um hochsi- 
cherheitsgebiet, und marschiert die demo dann, wird sie von 
grünen kampfmaschinen begleitet, von denen nur helm, schild 
und brustpanzer zu sehen ist, und die immer wieder einfach 
in die menge knüppeln, immer gefilmt und abphotographiert von 
polizeilichen dokumentationstrupps, solche demos gehören 
längst zum normalen bild in der politischen landschaft ® der 
brd. 

so kurz nach dem fall der mauer hätten die insassen der trabis, 
die die bundesstraße 27 in göttingen schon massenhaft passier- 
ten, beinahe eine massenkarambolage fabriziert angesichts des 
martialischen aufgebots an der polizeilichen kontrollstelle. 
die einsatzkräfte vor ort ließ das kalt. hellhörig wurden sie 
allerdings, als sie unsere personalien überprüften, und sofort 
das kommando '"festnehmen' erschallte. 

völlig lächerlich im verhältnis zu dieser polizeitaktik - die 
noch nie gegenstand eines prozesses war - die beschlagnahmten 
schienbeinschützer, aber anlaß genug, um mir einen prozeß zu 
machen. 

ein weiteres verfahren gegen den fahrer unseres wagens steht 
noch aus; in seiner anklageschrift wird sogar offen bezug da- 
rauf genommen, daß er bereits polizeibekannt sei. 

daß das interesse an diesem prozeß von seiten der sogenannten 
sicherheitsbehörden nicht nur in meiner person begründet -sein 
kann, ist offensichtlich. seit dem fall der mauer schwappt 
die nationalistische und chauvinistische woge, nämlich die 
seit jahrzenten staatlich betriebene ausländerInnenfeindlich- 
keit über. die verschärfung des sogenannnten ausländergesetzes 
und die bekämpfung antifaschistischer handlungen fällt eng 
zusammen. 


nach der durchsuchung des wagens und der körperlichen durchsu- 
chung, die in einer bereitgestellten wanne stattfand, und der 
sexistische sprüche der männlichen polizeibeamten vorausgin- 
gen, wurden wir in eine polizeikaserne gebracht. bis 20 uhr 
wurden wir dort in einzelzellen festgehalten. 

was von dort aus, also aus dem inneren des apparats zu verneh- 
meen war, ließ erahnen, daß die polizeitaktik an diesem tag 
keinen deut von ihrer gaängigen methode abwich: der einsatz- 
leiter, der rumbrüllte und die truppen einwies, ein probelauf 
für die "psychologische tour", worauf eine horde polizisten 
wild mit knüppeln auf ihre schwarzen plastikschilder einhäm- 
merte, schäferhunde, die für den einsatz auf demonstrantinnen 
und demonstranten scharfgemacht wurden... 

Jüngste ereignisse, z.b. daß nach der demo am 12.5. in frank- 
furt unter dem motto '"'nie wieder deutschland'' eine frau mehre- 
re wochen im krankenhaus bleiben mußte, weil der strahl des 
wasserwerfers die netzhaut an ihren augen abgelöst hat, und 
sie fast blind geworden- wäre, zeigen, daß heute niemand unge- 
schützt an einer demo teilnehmen kann, ohne ernstliche verlet- 
zungen abzukriegen. 

aber: der schutz vor knüppelschlägen oder der schutz vor der 
schnüffelei der polizei, wenn sie ganze demozüge reihe für 
reihe abfilmt, werden kriminalisiert. 

dieses gericht scheut sich nicht, deshalb eine hauptverhand- 
lung anzuberaumen. es scheut sich aber, denjenigen einen pro- 
zeß zu machen, die den tod von conny auf dem gewissen haben. 
oder: in frankfurt wird der fahrer des wasserwerfers, der gün- 
ter sare überfahren hat, freigesprochen. 

diese wehrhafte demokratie hat ihre eigene rechtsprechung. 
conny weßmann, günter sare, olaf ritzmann, klaus-jürgen rattay, 
benno ohnesorg, phillip müller und all die unbekannten männer 
und frauen, die durch deutsche polizei ihr leben lassen muß- 
ten. 

aber: die befugnisse der polizei werden ausgebaut. in zukunft 
steht ihr ein ganzes arsenal von geheimdienstlichen mitteln 
zur verfügung. journalistInnen werden gezwungen, ihr film 
und photomaterial herauszugeben, polizeiaufgabengesetze werden 
erweitert, sondermaßnahmen wie "'vorbeugehaft'' erlassen. 

der sogenannten gewaltenteilung wird der schleier abgerissen 
und zum vorschei kommt die ungebrochene macht, die seit dem 
ns-faschismus die staats- und regierungsideologie der brd ge- 
prägt hat: antikommunismus, rassismus, sexismus und faschisti- 
sche gesinnung. wer dies in diesem staat offen zutage bringt, 
wird belohnt. so ist der vorsitzende richter des oberlandesge- 
richts stuttgart, der aktuell den prozeß gegen luitgard horn- 
stein in stuttgart-stammheim führt, berroth, bekannt geworden, 
weil er einem jugendlichen, der auf der straße gegen eine la- 
terne getreten hat, einen bauchschuß verpaßte. 

die scheinheiligheit, mit der diese demokratie osteuropa die 
"freiheit'"' bringen will, ist begleitet von nationalistischer 
und sexistischer repression nach innen. frauen jeder nationa- 
lität haben diesen druck schon immer zu spüren bekommen, und 
er wird noch zunehmen. körperliche und verbale angriffe, so- 
bald wir einen fuß vor die tür setzen, und oft genug schon 
vorher. mann will über uns verfügen, da bricht sie wieder her- 
vor: die mentalität der herrenmenschen. 

es hat keinen sinn, die ständigen übergriffe und die selbst- 
verständlichkeit, mit der männer frauen bedrohen, einem männ- 
lich besetzten gericht zu erklären. dieser konflikt wird nicht 
in einem gerichtssaal entschieden, sondern von den frauen, 
die sich dagegen wehren. cs-gas ist ein verteidigungsmittel 
und bleibt es auch, solange das gewaltverhältnis von männern 
zu frauen besteht. 


andrea, 18.6.90 


Am 2.10.90, 10.30 Uhr, Zimmer 182 (Gericht), 
findet der nächste Prozeß anläßlich der Demo 
am 25.11.89 statt. Wie bei. den bisherigen Verfahren 
aucn, wurde Andreas aus Frankfurt bei den Vorkontrol- 
len von den Bullen abgegriffen. Jetzt soll inm 
der Prozeß wegen angeblichen Verstoßes gegen 


Polaceks Mordversuch- Nachspiel 


Zur Erinnerung: Am 14.7.90. waren 4 Antifaschisten von Karl 
Polacek und Oliver Simon in Mackenrode mit Leuchtspur und mit 
einer Axt angegriffen worden. Eine der Frauen war von Karl 
Polacek mit der Axt auf den Kopf geschlagen worden. da sie 
den Schlag mit dem Arm abwehrte, erlitt sie "nur'' eine Schnit- 
tverletzung auf der Stirn. 

Dieser Angriff war eindeutig ein Mordversuch! 

Bei der darauffolgenden Demo in Mackenrode hatten die Bul- 
len ohne Vorwarnung Gasgranaten in die Menge geworfen. Polacek 
war kurzzeitig festgenommen und verhört worden, aber am selben 
Tag wieder auf freiem Fuß. 


Am Fr.den 20.7. haben die von dem Angriff betroffenen Antifa- 
schistinnen einen Termin bei Staatsanwalt Heimgärtner gehabt. 
Er gab an, er wolle Polacek in U-Haft stecken. Dieses könne 
er jedoch nur, wenn die Aussagen der 4 Frauen den Verdacht 
des "versuchten Totschlags'' würden. Die Aussicht auf eine 

sofortige Verhaftungs Polaceks veranlaßte die vier, in Anwese- 
nheit ihres Anwalts Aussagen zu dem Vorfall zu machen. Das ist 
nun schon 7 Wochen her, und auch nach mehrfachen Rückfragen 
hat sich in dem Fall absolut nichts getan. Wie sich für uns 
gezeigt hat, waren die vorschnellen Aussagen und das relativ 
große Hoffen auf das Vorgehen des Staatsanwalts ein Fehler 
(wieso hätte es auch diesmal anders sein sollen?),Nur ein Bei- 
spiel: Nachdem Sebastian im Anschluß an die Demo vom 25.11. 
89 von einem Skinhead niedergestochen worden war, gingen die 
Bullen und Heimgärtner -der sich ja damit brüstet "die Rech- 
ten in die Schranken weisen" zu wollen- Hinweisen auf den Tät- 
er erst sehr spät und nur sehr halbherzig nach). Die betroffe- 
nen Antifaschistinnen haben darauf vertraut, daß ihre Aussagen 
dazu führen würden, diesen Faschisten von der Bildfläche ver- 
schwinden zu lassen. Aber, wie schon erwähnt -ein großer Irr- 


tum, weil überhaupt nichts passierte. Das heißt - oder gerade 
doch: Von Oliver Simon sind seit dem 14.7. mehrere Vorfälle 
bekannt, bei denen er Leute bedroht und angegriffen hat; u.a. 
attackierte er dreimal Menschen mit einem Messer, sprühte beit 
einem anderen Vorfall einer Person Acetonkleber in die Augen, 
worauf diese ärztlich behandelt werden mußte. Zumindest bei 
dieser Gelegenheit wurde Simon von den Bullen kontrolliert- 
was aber ohne Folgen blieb. Daran zeigt sich wie wenig laufen- 
de Ermittlungen die Faschisten von weiteren Aktivtäten ab- 
schreckt. Von Seiten der Justiz wiederrum besteht auch nach 
den Erfahrungen mit dem Faschisten Heise keinerlei Interesse, 
sie in U-Haft zu stecken. Es ist wahrscheinlich, daß die An- 
klage nicht auf versuchten Totschlag, sondern auf schwere Kör- 
perverletzung oder weiß der (Heim-)geier wie lauten wird. Die 
Frauen hatten daran überlegt, als Nebenklägerinnen aufzutre- 
ten, um während des Prozesses handlungsfähiger zu sein, d.h. 
während der ganzen Prozeßdauer anwesend zu sein, Beweißanträge 
stellen zu können und beim Kreuzverhör durch Polaceks Vertei- 
digung nicht ohne juristischen Beistand zu sein. Nach den 
letzten Wochen (der Nicht-Verhaftung von Polacek und Simon) 
ist das nun nicht mehr so klar. Es stellt sich die Frage wie- 
viel Sinn es machen würde, in dem Prozeß gegen Polacek (und 
evtl. Simon) als Nebenklägerinnen aufzutreten und somit erst 
recht einen Part bei der zu erwartenden Farce zu übernehmen. 
Die Einschätzungen waren und sind bei uns zum Teil verschie- 
den. Während einige die Hoffnung haben, daß Polacek jetzt 
einfährt, schätzen andere es so ein, daß er zu einer Geldstra- 
fe verknackt wird. Wir sind am überlegen, was wir mit dem 
Prozeß erreichen können - sei es durch Öffentlichkeitsarbeit, 
sei es indem wir als Nebenklägerinnen oder als Zeuginnen auf- 
treten - auch wenn er eine Farce ist. 


das Versammlungsgesetz gemacht werden. 


GÖTTINGEN, SEPTEMBER 90 Br 
12.11.90, 9Uhr, Landgericht. Prozeß gegen 4 Antifas ("Die Dal- 
tons'"'; ausführlicher Bericht nächste Seite). 

Der für Anfang September angeri...igte 
gegen die AntifascnistInnen aus 
auf Oktober verscnoben worden. 
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weils 20-50 Gestalten) ihren jeweiligen "Führer" hatte, der 
die übrigen FaschistInnen kommandierte und sie auch mal, ver- 
hielöten sie sich mal ganz undeutsch, zurückpfiff. Am Anfang 
des Zuges liefen die einzelnen Städte und Fraktionen, am Ende 
eher Einzelpersonen. Der Aufzug wurde durch starke Bullenket- 
ten geschützt. 


DIE STADT UND DIE NAZIS 

Das alljährliche Nazitreiben wird von der Bevölkerung Wunsie- 
dels weitgehend toleriert und von der Stadt eher gefördert, 
als ernsthaft zu verhindern versucht. Zwar hatte der landkreis 
Wunsiedel angestrengt, den Nazi-Aufmarsch zu verhindern,. Die- 
ses Ansinnen muß jedoch als ein reines PR-Unternehmen betrach- 
tet werden. Der formelle Versuch,Nazi-Veranstaltungen zu ver- 
bieten, hat bei der derzeitigern Rechtslage lediglich die 
Funktion, der Öffentlichkeit ein scheinbar antifaschistisches 
Bekenntnis zu liefern, was sich jeweils auch in den Medien 
gut verkaufen läßt; das kennen wir auch aus Göttingen.Doch 
die Stadt Wunsiedel ging noch eien Schritt weiter: Die Nazis 
bekamen neben einem bewachten Parkplatz auch noch einen Zelt- 
platz zugewiesen, so daß sie sich schon weit im Vorfeld des 
Aufmarsches treffen und organisieren konnten. 


BILANZ 


Es ist uns zwar nicht gelungen, den Aufmarsch zu verhindern. 
Durch unsere lange Präsenz in der Stadt wäre der Fascho-Auf- 
marsch jedoch fast noch kurzfristig verboten worden. Das In- 
nenministerium schien ernsthaft über ein Verbot nachzudenken, 
da die Bullenführung wohl nicht bereit war, die Nazis losgehen 
zu lassen, solange wir noch in der Stadt waren. Viele haben 
Wunsiedel wohl mit gemischten Gefühlen verlassen: 4000 Gegen- 
. demonstrantInnen - das war erstmal ein Erfolg. Andererseits 
gab es auch viele Verletzte und bis zum Ende der Demo acht 
Verhaftete. 
In Nürnberg wird derzeit eine Dokumentation zu den Vorgängen 
in Wunsiedel erarbeitet. Sobald sie erscheint, wird sie u.a. 
im Buchladen Rote Straße in Göttingen erhältlich sein. Selbst- 
verständlich werden wir im Nestbeschmutz noch einmal auf das 
genaue Erscheinungsdatum verweisen! 
Darüberhinaus arbeitet das 'Video-Archiv Nürnberg" an einer 
Video-Dokumentation zu Wunsiedel. Dieses Video wird dann auf 
alle Fälle im Antifa-Jugend-Cafe im JUZI Bürgerstraße zu se-ee 
alle Fälle im Antifa-Jugend-Cafe im JUZI Bürgerstraße zu sehen 
sein. Achtet auf Vorankündigungen! 


Mittlerweile trägt es Frau und Mann, alt und jung, groß und 
klein. Das Zeichen "Antifaschistische Aktion". 

Es wird wohl nicht mehr lange dauern, bis die Modebranche auch 
dieses in ihr Modedesignrepertoire einfließen läßt. 

Nein, Spaß (?) beiseite. 

Das Zeichen ist mittlerweile Symbol für in weitesten Sinne 
autonome antifaschistische Politik. Es wird vielleicht einige 
w#undern, aber das Zeichen ist nicht erst ein Produkt /Symbol 
neuerer Zeit. Das Zeichen birgt gar (antifaschistische) poli- 
tische Geschichte in sich... 


VON DER EINHEITSFRONT (AKTION) ZUR ANTIFASCHISTISCHEN AKTION 


Nachdem sich mit der Weltwirtschaftskrise 1929 das Erstarken 
der Faschisten in Deutscchland auch auf parlamentarischer Ebene 
zeigte, rückte die KPD mehr und mehr von ihrer These des "$o- 
zialfaschismus'" ab. Diese These erklärte faktisch die Sozial- 
demokraten (SPD) zum Hauptfeind, da diese die größere Gefahr 
darstellten weil sie verdeckt die faschisierfung der Gesell- 
schaft vorantreiben wird. Das Erkennen der offenen Faschisten 
als den eigentlichen Feind (größere Gefahr) trieb die KPD zu 
dem Entschluß, die revolutionäre ArbeiterInnenschaft (die die 
KPD ihrem Anspruch nach vertrat) und die ArbeiterInnenschaft, 
die durch die SPD geführt wurde, zu einer Einheitsfront zusam- 
menzuschließen Die sozialdemokratisch geführten Arbeiter- 
Innen waren zu der Zeit in der größten freien Gewerkschaft, 
dem ADGB (Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund) organisiert, 
der unter maßgeblichen Einfluß der SPD stand. Die Initiative 
zur Einheitsfront, ausgehend von der KPD, war der Versuch, 
parteiübergreifend und unabhängig die ArbeiterInnenschaft ge- 
gen nationalsozialistische Inhalte als auch gegen Übergriffe 
durch Naziterrorbanden zu organisieren. Hierbei war in ihrer 
Wirkung vor allem die antifaschistische Praxis zur Abwehr, 
zum Schutz und zum Angriff beispielsweise gegen SA-Schergen 
entscheident. In diesem Zusammenhang bestimmten die Menschen 
Zweier Initiativen maßgeblich den Charakter der antifaschisti- 
schen Aktion. Zum einen die "Eiserne Front". Diese schon eini- 
ge Zeit existierende Initiative der Sozialdemokraten, deren 
drei ''Pfeile' sich gegen Reaktion/Junkertum, Faschisten, aber 
auch Kommunisten richteten (Totalitarismustheorie) war zur 
praktischen Gegenwehr auf der Straße ins Leben gerufen worden 
(initiierte allerdings fast nur martialische Großveranstalt- 
ungen,männliche Selbstinszenierungen...). Zum Anderen das x 
""Gegenstück'' der revolutionären ArbeiterInnenschaft, der '"Rot- 
frontkämpferbund'' (RFB); beide gingen später in der Antifa- 
schistischen Akton auf. Als im April 1932 das SA/SS-Verbot 
durch die eingesetzte Papen-Regierung aufgehoben wurde, waren 
dem immer heftigeren Straßenterror der Faschisten keine ge- 
setzlichen Grenzen mehr gesetzt. Im Mai 1932 rief die KPD die 
"Einheitsfront (Aktion)'" aus. Dieser Name entsprach den poli- 
tischen Überlegungen... Der Erfolg war größer als erwartet. 
Überall in Deutschland schlossen sich Einheitsfronten zwi- 
schen komunistischen, sozialdemokratischen und unorganisierten 
ArbeiterInnen zusammen. Anfänglich war ihr Wirkungsbereich 
eng an die Fabriken und Betriebe geknüpft. Hier wurde für mehr 
Lohn, bessere Arbeitsbedingungen etc. gestreikt. Je mehr die 
Faschisten aber nicht nur in den Arbeitsstätten sondern vor 
allem auf der Straße Terror verbreiteten, desto breiter wurde 
der Wirkungsbereich der Einheitsfronten. Hierbei ist noch an- 
zumerken, daß der Grad der Auseinandersetzungen zwischen Re- 
volutionärInnen und Faschisten wesentlich höher lag als bei- 
spielsweise heute. Bei jeder größeren Auseinandersetzung gab 
es Schwerverletzte und Tote. Die Einheitsfronten schafften 
es zum Teil, die Faschisten aus ganzen Stadtteilen gänzlich 
zu vertreiben. Am 10. Juli 1932 wurden in ganz Deutschland 
Kundgebungen und Demonstrationen der '"'Antifaschistischen Ak- 
tion'' durchgeführt. Auf dem Reichseinheitskongress in Berlin 
an diesem Tag wurde die "Einheitsfront(Aktion)' endgültig zur 


Antifaschistischen Aktion erklärt. Der Erfolg und die neue 
Qualität des Widerstandes der antifaschistischen Einheitsfron- 
ten konnte die Machtübertragung auf die Faschisten spätestens 
am 30. Januar 33 nicht mehr verhindern. Mit der Machtübertra- 
gung auf die Faschisten wurde die gesammte revolutionäre Be- 
wegung aufgerollt und letztlich zerschlagen. Zu einer offizi- 
ellen Auflösung der "antifaschistischen Aktion'' kam es (nach 
unseren Informationen) nicht. 

DAS ZEICHEN 

Historisch : 

Das Zeichen der beiden wehenden Fahnen im Kreis mit der Auf- 
schrift '"Einheitsfront Aktion' wurde 1932 von Max Keilson und 
Max Gebhard ganz in rot entworfen. Dabei standen die beiden 
roten Fahnen einerseits für die SPD ArbeiterInnenschaft, an- 
dererseits für die der KPD. Die Fahnenstangen stehen senkrecht 
(ganz leicht nach links geneigt) und der ''Wind" bläst von 
links. Damit war das Zeichen auf den ersten Blick durch Farbe 
und Symbolik politisch eindeutig einzuordnen. Mit dem Ausrufen 
der '"Antifaschistischen Aktion'' wurde lediglich die Aufschrift 
verändert. 

Aktuell: 

Im Zusammenhang mit autonomem Antifaschismus ist das Zeichen 
"Antifaschistische Aktion'' in verschiedenen Variationen zum 
Symbol desselben geworden. Selten taucht das Zeichen noch in 
historischer Originalität auf. Lediglich die K-Gruppen der 
70er Jahre, die das Zeichen, um seine historische Symbolik 
wissend, im Zuge ihrer antifaschistischen Arbeit wieder als 
Symbol zu etablieren versuchten, verwandten meist die Origi- 
nalversion. In der Regel sind die Farben der Fahnen rot und 
schwarz und der Kreis schwarz mit weißer Aufschrift. Die bei- 
den Farben stehen für die beiden unterschiedlichen histori- 
schen Bezüge (komunistisch und/oder anarchistisch) autonomer 
AntifaschistInnen. Je nach individueller Zuordnung ist entwe- 
der die rote oder schwarze Fahne im Vordergrund. 

Bewegung: 

Einige autonome AntifaschistInnen sind noch weiter gegangen 
in der Interpretation des Zeichens. Die Bewegung der Fahnen 
wurde mit einbezogen. Die Fahnen wurden "gespiegelt' und noch 
mehr "gekippt''. Dies bedeutet, daß eine imaginärce Menschen- 
gruppe von links nach/gegen rechts stürmt. Gekippt deshalb, 
damit die Dynamik in der Bewegung des Stürmens deuilich wird. 
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ganisatorisches 
ir planen, das Faltblatt in monatlichen Abständen herauszuge- 
n. Um dieses Vorhaben zu verwirklichen, brauchen wir Infor- 
tionen über Vorfälle in Göttingen und Umgebung. 
ganisatorisches 

ir planen das Nestbeschmutz in monatlichen Abständen heraus- 
zubringen. Um dieses Vorhaben zu verwirklichen, brauchen wir 
Informationen über Vorfälle in Göttingen und Umgebung. Wir 
bitten alle die von Skinheads und anderen Nazis in irgendeiner 
eise angemacht, bedroht oder angeegriffen wurden, uns ein 
kurzes Gedächtnisprotokoll der Vorfälle zukommen zu lassen. 


leiches gilt für Zusammenstöße mit der Polizei. Die Berichte 
bitte im Buchladen Rote Straße 10 abgeben. 
Um das Nestbeschmtz weiter kontinuierlich herauszugeben. 
brauchen wir dringend Geld! 

SPENDENKONTO: 

Sparkasse Göttingen, BIZ 26050110; Kontonunmern: 125200675, 


. Gertz, Stichwort: Nestbeschmutz 


